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Schulung MAVen ELKB 2.12. und 3.12.2020 
MAV-Arbeit in Corona-Zeiten 

Sitzung, Beschlussfassung, Mitarbeitendenversammlung, 
Nachwahl/Neuwahl, Beteiligungsrechte 

 
 
 
 
Fall 1: 
 
Die Gemeinsame MAV des Dekanats Großhimmelreich hat fünf MAV-Mitglieder. 
Die MAV möchte ihre wöchentliche Sitzung wie immer in ihrem vom Dekanat 
zur Verfügung gestellten Büro abhalten. Dekanin Jadwiga Jubel mailt der MAV-
Vorsitzenden Mara Munter, dass die Sitzung der MAV nicht stattfinden darf, 
weil in dem MAV-Büro das Abstandsgebot nicht eingehalten werden kann. 
 
Darf die Dekanin die MAV-Sitzung verbieten? 
Nein, die MAV-Vorsitzende muss dem Verbot durch die Dekanin nicht nachkommen. 
Die einzelnen MAV-Mitglieder sind nur im Rahmen ihres Dienstverhältnisses wei-
sungsabhängig (und dann auch nur primär gegenüber ihrer Vorgesetzten, z. B. ge-
genüber der PfarrerIn). Als MAV-Mitglieder sind sie weisungsunabhängig.  
 
Darf eine Sitzung in Präsenz stattfinden? 
Eine andere Frage ist es, ob die Präsenz-Sitzung trotz Corona stattfinden kann. 
Im beruflichen Rahmen gibt es - zumindest derzeit - keine Beschränkung der Teil-
nehmendenzahl bei Team-Sitzungen, wenn das Abstandsgebot von 1,5 m eingehal-
ten wird. 
 
Über den aktuellen Stand der Verordnungen informieren 
z. b. die Bayerische Staatsregierung 
https://www.bayern.de/service/coronavirus-in-bayern-informationen-auf-einen-blick/ 
Über den aktuellen Stand der Allgemeinverfügungen informieren die Gemeinden und 
Landkreise.  
z. B. für Nürnberg: 
https://www.nuernberg.de/internet/stadtportal/coronavirus.html 
z. B. für München: 
https://www.muenchen.de/rathaus/Stadtverwaltung/Referat-fuer-Gesundheit-und-
Umwelt/Infektionsschutz/Neuartiges_Coronavirus.html 
 
Es darf grundsätzlich die Sitzung in Präsenz abgehalten werden. 
 
In dem Büro kann die Sitzung jedoch nicht stattfinden, da es zu klein ist, um die Ab-
standsregeln einzuhalten.  
 
Die Dekanin muss einen größeren Sitzungsraum zur Verfügung stellen, wenn die 
MAV-Vorsitzende auf der Durchführung einer Präsenzsitzung besteht. 
 
 

https://www.bayern.de/service/coronavirus-in-bayern-informationen-auf-einen-blick/
https://www.nuernberg.de/internet/stadtportal/coronavirus.html
https://www.muenchen.de/rathaus/Stadtverwaltung/Referat-fuer-Gesundheit-und-Umwelt/Infektionsschutz/Neuartiges_Coronavirus.html
https://www.muenchen.de/rathaus/Stadtverwaltung/Referat-fuer-Gesundheit-und-Umwelt/Infektionsschutz/Neuartiges_Coronavirus.html
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Das Gesetz erlaubt die Durchführung von Videokonferenzen. 
Wer entscheidet darüber, ob eine MAV-Sitzung in Präsenz stattfindet? 
 
Die MAV-Vorsitzende entscheidet. Wenn kein MAV-Mitglied unverzüglich wider-
spricht, kann die MAV-Sitzung ganz oder zum Teil als Videokonferenz stattfinden.  
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Handreichung Video-Sitzung der MAV 
 
Coronabedingt hat der Rat der EKD am 11.09.2020, rückwirkend zum 01.03.2020 in 
einer Verordnung die Änderung des § 26 Absatz MVG-EKD beschlossen. Die Ände-
rung ist nicht auf die Dauer der Pandemie befristet. 
 
Die Neuregelungen gelten für die Beschlussfassung und das Abhalten von MAV-Sit-
zungen. 
 
§ 26 MVG-EKD lautet in seiner neuen Fassung: 
 
§ 26 MVG-EKD 
Beschlussfassung 
( 1 ) 1 Die Mitarbeitervertretung ist beschlussfähig, wenn die Mehrheit der Mitglieder 
anwesend ist. 2 Die Beschlussfähigkeit muss für jeden Beschluss der Mitarbeiterver-
tretung gegeben sein. 
( 2 ) 1 Die Mitarbeitervertretung fasst ihre Beschlüsse mit der Mehrheit der bei der 
Abstimmung anwesenden Mitglieder. 2 Bei Stimmengleichheit ist ein Antrag abge-
lehnt. 3 Die Mitarbeitervertretung kann in ihrer Geschäftsordnung bestimmen, dass 
Beschlüsse im Umlaufverfahren gefasst werden können, sofern dabei Einstimmigkeit 
erzielt wird. 4 Beschlüsse nach Satz 3 sind spätestens in der Niederschrift der nächs-
ten Sitzung im Wortlaut festzuhalten. 5 Die Teilnahme einzelner oder aller Mitglieder 
an Sitzungen der Mitarbeitervertretung kann im Ausnahmefall auch mittels Video- 
und Telefonkonferenzen erfolgen, wenn kein Mitglied der Mitarbeitervertretung unver-
züglich nach Bekanntgabe der Absicht zur Durchführung der Sitzung mittels Video- 
oder Telefonkonferenz diesem Verfahren widerspricht. 6 Es ist sicherzustellen, dass 
Dritte vom Inhalt der Sitzung keine Kenntnis nehmen können. 7 Eine Aufzeichnung 
der Sitzung ist unzulässig. 8 Mitglieder der Mitarbeitervertretung, die mittels Video- 
oder Telefonkonferenz teilnehmen, gelten als anwesend im Sinne des Absatzes 1 
Satz 1. 9 Vor Beginn der Sitzung hat der oder die Vorsitzende die Identität der zuge-
schalteten Mitglieder festzustellen und deren Namen in die Anwesenheitsliste einzu-
tragen. 10 § 25 gilt für Sitzungen mittels Video- oder Telefonkonferenzen entspre-
chend. 
( 3 ) An der Beratung und der Beschlussfassung dürfen Mitglieder der Mitarbeiterver-
tretung nicht teilnehmen, wenn der Beschluss 

a. ihnen selbst oder ihren nächsten Angehörigen (Eltern, Ehegatten, eingetrage-
nen Lebenspartnern oder Lebenspartnerinnen, Kindern und Geschwistern), 

b. einer von ihnen kraft Gesetzes oder Vollmacht vertretenen natürlichen oder ju-
ristischen Person 

einen Vor- oder Nachteil bringen kann. 
( 4 ) Die Mitarbeitervertretung beschließt in Abwesenheit der Personen, die nach § 
25 Absatz 1 und 2 an der Sitzung teilgenommen haben. 
 
Präsenzsitzung oder Videokonferenz? 
Grundsätzlich haben Sitzungen in Präsenz stattzufinden, nur in Ausnahmefällen ist 
die Form der Telefon- bzw. Videokonferenz erlaubt, § 26 Absatz 2 Satz 5 MVG-EKD. 
Über die Durchführung der Sitzung in Form einer Telefon- oder Videokonferenz ent-
scheidet die Vorsitzende nach pflichtgemäßem Ermessen. Die Entscheidung der 

https://www.kirchenrecht-ekd.de/document/28404#s00000026
https://www.kirchenrecht-ekd.de/document/28404#s00000026
https://www.kirchenrecht-ekd.de/document/28404#s00000026
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MAV-Vorsitzenden für eine Sitzung/Beschlussfassung im Rahmen einer Video- oder 
Telefonkonferenz ist im Streitfall gerichtlich allein auf eine Missbrauchskontrolle be-
schränkt. Eine Telefonkonferenz sollte wegen der beschränkten Vergleichbarkeit mit 
einer Präsenzsitzung wirklich nur das letzte Mittel sein. 
 
Entscheidet sich die Vorsitzende (z.B. wegen fortbestehender öffentlich-rechtlicher 
Kontaktsperren mit Blick auf die Größe des Gremiums) für eine Sitzung/Beschluss-
fassung im Rahmen einer Video- oder Telefonkonferenz, sollten in der Ladung die 
hierfür maßgeblichen Gründe kurz erläutert werden.  
  
Ausreichend dürfte hierfür beispielsweise folgende Begründung sein: 
  
„Wegen der fortbestehenden öffentlich-rechtlichen Regeln und Empfehlungen zur 
Reduzierung physischer Kontakte erfolgt die Einladung zur Sitzung in Form einer Vi-
deokonferenz.“ 
 
Die einzelnen MAV-Mitglieder können der Durchführung als Telefon- bzw. Videokon-
ferenz unverzüglich widersprechen, § 26 Absatz 2 Satz 5 MVG-EKD. 
 
Hybrid-Sitzungen 
Auch das Zuschalten einzelner MAV-Mitglieder zur im Übrigen in Präsenz durchge-
führten Sitzung ist zulässig. 
(z. B. ein MAV-Mitglied gehört einer Risikogruppe an und/oder eine Anreise mit öf-
fentlichen Verkehrsmitteln ist angesichts der Infektionsgefahren mit dem Corona-Vi-
rus nach eigener Einschätzung des MAV-Mitglieds nicht zumutbar). 
 
 Wie sollte eine virtuelle MAV-Sitzung konkret ablaufen?  
 

- Schriftliche Bestätigung der Teilnahme 
Bei einer Video- oder Telefonkonferenz gibt es keine handschriftlich unter-
zeichnete Anwesenheitsliste. Daher soll die Teilnahme gegenüber der MAV-
Vorsitzenden in Textform (z. B. Mail, SMS) bestätigt werden. Es empfiehlt sich 
insoweit das Verfassen einer kurzen E-Mail und diese dem Sitzungsprotokoll 
beizufügen.   

- Grundsatz der Nichtöffentlichkeit 
Sitzungen und Beschlussfassungen dürfen nur dann mittels Video- und Tele-
fonkonferenz erfolgen, wenn sichergestellt ist, dass Dritte vom Inhalt der Sit-
zung keine Kenntnis nehmen können (sog. Grundsatz der Nichtöffentlichkeit). 
Zur Wahrung sollte daher jedes MAV-Mitglied in einem geschlossenen Raum 
an der Sitzung teilnehmen und es sollte durch eine gängige Verschlüsslung 
sichergestellt sein, dass sich Dritte der Sitzung nicht zuschalten können. Es 
empfiehlt sich, dass die MAV-Mitglieder mit der Teilnahme zugleich bestäti-
gen, dass während der Durchführung der Sitzung keine unberechtigten Perso-
nen im Raum sind. 

- Keine Aufzeichnung 
Es muss sichergestellt sein, dass die MAV-Sitzung nicht aufgezeichnet wer-
den kann. Es ist empfehlenswert, sich von den MAV-Mitgliedern bestätigen zu 
lassen, dass keine Aufzeichnung der Sitzung oder Teile davon vorgenommen 
werden. Auch dies könnte aus Gründen der Praktikabilität mit der ohnehin er-
forderlichen Bestätigung einer Teilnahme verbunden werden. 

- Gewohnte Vorschriften beachten 
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Im Übrigen gelten die gewohnten Vorschriften zur Beschlussfassung und zu 
den Teilnahmerechten, §§ 24 ff MVG-EKD. D.h. die Sitzung kann durchgeführt 
werden, wenn Beschlussfähigkeit gemäß § 26, 1 MVG-EKD gegeben ist. Voll-
zähligkeit ist nicht Voraussetzung. 
Dies gilt auch für die Beschlussfassung. Im Gegensatz zum Umlaufbeschluss 
ist die einstimmige Zustimmung aller MAV- Mitglieder ebenfalls keine Voraus-
setzung für eine gültige Beschlussfassung. 

 
Technischen Störungen 
Leitungsnetze sind oft überlastet und damit technische Störungen und Verbindungs-
abbrüche nie auszuschließen. Sobald ein MAV-Mitglied unbeabsichtigt nicht mehr 
online ist, darf die Sitzung daher nicht fortgeführt werden. Um getroffene Beschlüsse 
nicht anfechtbar zu machen, sollte man mit der Fortsetzung der Sitzung daher unbe-
dingt warten, bis das MAV-Mitglied wieder dabei ist. Sollte die Unterbrechung von 
längerer Dauer sein oder sich das MAV-Mitglied nicht mehr zuschalten können, ist 
dies zusammen mit dem Zeitpunkt des Verbindungsabbruchs im Protokoll zu vermer-
ken. 

 
Empfehlung: Geschäftsordnung 
Empfehlenswert ist, dass sich die MAV vorab eine Geschäftsordnung gibt, die die Zu-
lässigkeit der Durchführung von MAV-Sitzungen und das Fassen von Beschlüssen 
per Videokonferenz regelt. 
Inhalt der Geschäftsordnung kann z. B. sein:  
Es wird technisch sichergestellt, dass keine unberechtigten Personen an der Konfe-
renz teilnehmen können. 
Vor jeder Beschlussfassung stellt die MAV-Vorsitzende namentlich die Teilnehmer 
der Videokonferenz fest. 
Alle Teilnehmer der Videokonferenz erklären ausdrücklich zu Protokoll, ob sie sich 
allein im Raum befinden bzw. ob noch weitere Personen anwesend sind. 
Alle Teilnehmer der Videokonferenz versichern ausdrücklich zu Protokoll, unverzüg-
lich Bescheid zu sagen, sobald eine weitere Person den Raum betritt. 
Als Ersatz für die Anwesenheitsliste senden alle Sitzungsteilnehmer der MAV-Vorsit-
zenden nach der Sitzung eine E-Mail zur Bestätigung, dass sie an der Sitzung teilge-
nommen haben. 
 
Hilfe beim Erstellen einer Abstimmung: 
https://support.microsoft.com/de-de/office/erstellen-einer-abstimmung-in-outlook-
46893563-ab12-4bd0-aff7-26f5a488fea0#ID0EAAEAAA=Out-
look_f%C3%BCr_Windows 
 
Technische Ausrüstung für Videokonferenzen 
Die MAV muss über die technischen Mittel verfügen, um eine Sitzung in Videokonfe-
renz abzuhalten. Dazu gehören u. a. ein geeignetes Tool und Laptops mit Kamera 
und Audiofunktion. 
 
Nach § 30 Absatz 1 MVG-EKD sind der MAV die erforderlichen Sachmittel zur Verfü-
gung zu stellen. Hier gilt der Grundsatz: die technische Ausrüstung, die die Dienstge-
berseite hat, muss auch der MAV zur Verfügung stehen. 
 
 
 

https://support.microsoft.com/de-de/office/erstellen-einer-abstimmung-in-outlook-46893563-ab12-4bd0-aff7-26f5a488fea0#ID0EAAEAAA=Outlook_f%C3%BCr_Windows
https://support.microsoft.com/de-de/office/erstellen-einer-abstimmung-in-outlook-46893563-ab12-4bd0-aff7-26f5a488fea0#ID0EAAEAAA=Outlook_f%C3%BCr_Windows
https://support.microsoft.com/de-de/office/erstellen-einer-abstimmung-in-outlook-46893563-ab12-4bd0-aff7-26f5a488fea0#ID0EAAEAAA=Outlook_f%C3%BCr_Windows
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Fall 2: 
 
Der Gemeinsamen MAV des Dekanats Großhimmelreich werden die Anträge 
auf Zustimmung zur Einstellung und Eingruppierung der Erzieherin Gertrud 
Gutgelaunt vorgelegt.  
Die MAV-Vorsitzende Mara Munter hat für den 3.12.20 eine Hybrid-Sitzung an-
gesetzt; kein MAV-Mitglied hat widersprochen. Im MAV-Büro befinden sich drei 
MAV-Mitglieder, ein MAV-Mitglied ist per Video zugeschaltet, ein MAV-Mitglied 
ist entschuldigt. 
 
Ist die MAV beschlussfähig? 
Ja, § 26 Absatz 2 Satz 8, 26 Absatz 1 Satz 1 MVG-EKD. Die zugeschalteten MAV-
Mitglieder gelten als anwesend. Die MAV hat fünf Mitglieder; davon sind vier anwe-
send im Sinne des § 26 Absatz 1 Satz 1 MVG-EKD. 
 
Variante: Das zugeschaltete MAV-Mitglied befindet sich ohne Corona-Sympto-
matik in Quarantäne. 
Dieses MAV-Mitglied ist bei der Frage der Beschlussfähigkeit hinzuzurechnen. Qua-
rantäne bedeutet nicht, dass das MAV-Mitglied arbeitsunfähig ist. Die Arbeitsunfähig-
keit ergibt sich nur dann, wenn das MAV-Mitglied an Corona erkrankt. Das MAV-Mit-
glied hat das Wahlrecht, ob es an der MAV-Sitzung teilnimmt oder nicht.  
 
Variante: Das zugeschaltete MAV-Mitglied hat sich das Bein gerbrochen und ist 
krankgeschrieben. 
Arbeitsunfähigkeit ist nicht gleichbedeutend mit Verhinderung an der MAV-Tätigkeit 
(Amtsunfähigkeit, § 18 Absatz 4 MVG-EKD). Das MAV-Mitglied entscheidet, ob es an 
der Sitzung teilnimmt oder nicht.  
Entscheidet sich das MAV-Mitglied, an der Sitzung teilnehmen zu wollen, zählt es bei 
der Frage der Beschlussfähigkeit mit. 
Ebenso ist es, wenn das MAV-Mitglied an Corona erkrankt ist (also arbeitsunfähig 
ist), aber nur leichte Symptome zeigt und an der Sitzung per Video teilnehmen will. 
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Fall 3: 
 
Die Gemeinsame MAV des Dekanats Großhimmelreich möchte wie jedes Jahr 
Mitte Januar die Mitarbeitendenversammlung abhalten. Die Dekanin Jadwiga 
Jubel gibt der MAV-Vorsitzenden Mara Munter zu bedenken, dass aufgrund der 
steigenden Infektionszahlen eine Mitarbeitendenversammlung nicht ange-
bracht ist. Die MAV-Vorsitzende beruft eine Video-Sitzung ein und beratschlagt 
sich mit den anderen Mitgliedern des Gremiums. Einerseits ist die MAV dazu 
verpflichtet, jährlich eine Mitarbeitendenversammlung abzuhalten, anderseits 
spricht die aktuelle Entwicklung der Infektionszahlen dagegen.  
 
Wie wird das Gremium entscheiden? 
Die MAV ist nach § 31 Absatz 2 Satz 1 MVG-EKD verpflichtet, einmal pro Amtsjahr 
eine Mitarbeitendenversammlung durchzuführen. D.h., wenn die MAV im April ge-
wählt wurde, muss bis Ende März des Folgejahres die Mitarbeitendenversammlung 
stattfinden. Der Rat der EKD hat hier – anders als der staatliche Gesetzgeber für das 
Betriebsverfassungsgesetz – keine Änderung vorgenommen. D.h., es muss rein 
rechtlich bei einer Präsenzveranstaltung bleiben. Wenn das wegen der Pandemie ein 
zu großes Risiko ist, fällt die Mitarbeitendenversammlung aus. Viele MAVen geben 
dann nur den Tätigkeitsbericht heraus.  
Wenn die MAV coronabedingt auf die Durchführung einer Präsenzveranstaltung ver-
zichtet, ist das zwar nicht gesetzeskonform. Aber es ist nicht vorstellbar, dass ein 
Viertel der Wahlberechtigten und/oder die Dekanin Jadwiga Jubel vor das Kirchenge-
richt ziehen und nach § 17 MVG-EKD die Auflösung der MAV beantragen wird. Auch 
hat dieser Antrag wenig Aussicht auf Erfolg: Denn ein grober Verstoß gegen die Ver-
pflichtung aus § 31 Absatz 2 Satz 1 MVG-EKD kann nicht gegeben sein, wenn es um 
die Verhinderung der Gefährdung von Menschenleben geht. 
 
Einige MAVen machen in Absprache mit dem Dienstgeber die Mitgliederversamm-
lung in Form einer Videokonferenz. Das entspricht zwar nicht der gesetzlichen Rege-
lung – aber wenn die Dienstgeberseite mitzieht, dürfte dies machbar sein. Vorausset-
zung ist in einem solchen Fall natürlich, dass die Mitarbeitenden über die notwendige 
Hardware verfügen, um an der Versammlung teilnehmen zu können. 
 
Wenn Veranstaltungen mit mehreren Teilnehmern coronabedingt möglich sind, kön-
nen – entsprechend der zulässigen Teilnehmendenzahl- Teil-Mitarbeitendenver-
sammlungen abgehalten werden.  
 
Das Gremium kann sich also für oder gegen die Durchführung einer Mitarbeitenden-
versammlung entscheiden. 
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Fall 4: 
 
Die Gemeinsame MAV des Dekanats Großhimmelreich wurde im April 2019 ge-
wählt. Es gibt 90 Wahlberechtigte. Zwei der fünf Mitglieder der Gemeinsamen 
MAV des Dekanats Großhimmelreich sind aus der MAV ausgetreten. Ersatzmit-
glieder gibt es keine. Coronabedingt kann keine Mitarbeitendenversammlung 
stattfinden.  
 
Die MAV-Vorsitzende Mara Munter überlegt, wie die Mitgliederzahl aufgestockt 
werden könnte. 
Nach § 16 Absatz 3 Satz 1 MVG-EKD muss ohne schuldhaftes Zögern (=unverzüg-
lich) nachgewählt werden, wenn die Zahl der MAV-Mitglieder um mehr als ein Viertel 
der in § 8 MVG-EKD vorgeschriebenen Zahl sinkt. Nachwahl bedeutet: Wahl von zu-
sätzlichen/weiteren MAV-Mitgliedern zur Aufstockung der bereits vorhandenen Zahl 
der MAV-Mitglieder. 
 
Anm.: Anstatt der Nachwahl findet eine Neuwahl (= alle MAV-Mitglieder werden neu 
gewählt) statt, wenn die Amtszeit der MAV bereits mehr als drei Jahre betragen hat, 
§ 16 Absatz 3 Satz 3 MVG-EKD.  
 
Hier ist eine Nachwahl notwendig.  
Bisher gab es das vereinfachte Wahlverfahren nach § 12 Wahlordnung MVG-EKD 
(WahlO) bei Einrichtungen mit nicht mehr als 100 Wahlberechtigten. Ein Wahlvor-
stand war – anders als im regulären Wahlverfahren – nicht notwendig. 
Jetzt (befristet bis 30.6.2021) gelten §§ 1 Absatz 1a, 2 Absatz 1b Satz 1 WahlO: Die 
MAV bestimmt den Wahlvorstand. 
 
Variante: Die gesamte MAV ist zurückgetreten. 
Eine Neuwahl ist notwendig. Die Dienstgeberseite schlägt die Mitglieder der Wahlvor-
standes und dessen Stellvertretungen vor; der Gesamtausschuss der MAVen in der 
ELKB muss damit einverstanden sein, § 2 Absatz 1b Satz 2 WahlO. Der Wahlvor-
stand führt die Wahl durch. Die Wahl kann als ausschließliche Briefwahl erfolgen, § 9 
Absatz 1b Satz 2 WahlO. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



MAV-Arbeit in Corona-Zeiten Schulung 02.12. und 03.12.20120 Frau Eleonora Dannecker | Geschäftsstelle GA ELKB 
Seite 9 von 18 

 

§§ 1, 2 und 9 der Wahlordnung zum MVG-EKD(WahlO) lauten in ihrer neuen 
Fassung: 
 

§ 1 WahlO 
Durchführung der Wahl, Zusammensetzung des Wahlvorstandes 
( 1 ) Die Wahl der Mitarbeitervertretung wird von einem Wahlvorstand vorbereitet und 
durchgeführt, es sei denn die Mitarbeitervertretung wird im vereinfachten Wahlverfah-
ren gemäß § 12 gewählt. 
(1a) Das vereinfachte Wahlverfahren wird aufgrund der Corona-Pandemie vorläufig 
bis zum 30. Juni 2021 außer Kraft gesetzt, sofern in Dienststellen mehr als 15 Mitar-
beiter und Mitarbeiterinnen tätig sind. 
( 2 ) 1 Der Wahlvorstand besteht aus drei Mitgliedern. 2 Gleichzeitig soll eine entspre-
chende Zahl von Ersatzmitgliedern bestellt werden. 3 Im Wahlvorstand sollen Frauen 
und Männer vertreten sein. 
( 3 ) 1 Mitglied oder Ersatzmitglied kann nur sein, wer nach § 10 MVG-EKD die Wähl-
barkeit zur Mitarbeitervertretung besitzt. 2 Mitglieder und Ersatzmitglieder dürfen der 
bestehenden Mitarbeitervertretung der Dienststelle nicht angehören. 3 Wird ein Mit-
glied oder Ersatzmitglied zur Wahl aufgestellt, so scheidet es aus dem Wahlvorstand 
aus; an seine Stelle tritt das Ersatzmitglied, das bei der Bildung des Wahlvorstandes 
die nächst niedrigere Stimmenzahl erhalten hat. 
( 4 ) Der Wahlvorstand kann zu seiner Unterstützung die Ersatzmitglieder nach Ab-
satz 2 sowie Wahlberechtigte nach § 9 MVG-EKD als Wahlhelfer und Wahlhelferin-
nen bei der Durchführung der Wahlhandlung heranziehen. 

§ 2 WahlO 
Einleitung des Wahlverfahrens, Bildung und Abberufung des Wahlvorstandes 
( 1 ) Der Wahlvorstand wird spätestens drei Monate vor Ablauf der regelmäßigen 
Amtszeit der Mitarbeitervertretung in einer von der amtierenden Mitarbeitervertretung 
einzuberufenden Mitarbeiterversammlung nach § 31 MVG.EKD durch Zuruf und of-
fene Abstimmung bestimmt, sofern nicht mindestens ein Drittel der Wahlberechtigten 
eine geheime Abstimmung beantragt. 
(1a) 1 Besteht keine Mitarbeitervertretung oder ist die Frist des Absatzes 1 versäumt, 
so beruft die Dienststellenleitung die Mitarbeiterversammlung ein. 2 Für die Bestim-
mung der Leitung der Mitarbeiterversammlung gilt Absatz 1 entsprechend. 
(1b) 1 Kann aufgrund der bestehenden Corona-Pandemie bis zum 30. Juni 2021 
keine Mitarbeiterversammlung durchgeführt werden, wird der Wahlvorstand durch die 
amtierende Mitarbeitervertretung bestimmt. 2 Besteht keine Mitarbeitervertretung, 
wird der Wahlvorstand von der Dienststellenleitung im Einvernehmen mit dem Ge-
samtausschuss der Gliedkirche bzw. des gliedkirchlichen Diakonischen Werks be-
stimmt. 
( 2 ) 1 In den Fällen der Neu- oder Nachwahl der Mitarbeitervertretung vor Ablauf der 
Amtszeit nach § 16 Absatz 1 und 3 MVG-EKD ist unverzüglich nach § 16 Absatz 2 
Satz 2 MVG-EKD von dem bisherigen Wahlvorstand oder der Gesamtmitarbeiterver-
tretung eine Mitarbeiterversammlung zur Bildung des Wahlvorstandes einzuberu-
fen. 2 Für die Bestimmung der Leitung der Mitarbeiterversammlung gilt Absatz 1 ent-
sprechend. 

https://www.kirchenrecht-ekd.de/document/28404#s00000010
https://www.kirchenrecht-ekd.de/document/28404#s00000009
https://www.kirchenrecht-ekd.de/document/28404#s00000032
https://www.kirchenrecht-ekd.de/document/28404#s00000016
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( 3 ) Für die Abberufung von Mitgliedern des Wahlvorstandes gilt § 17 MVG-
EKD  entsprechend. 

§ 9 WahlO 
Stimmabgabe durch Briefwahl 
( 1 ) Wahlberechtigte, die im Zeitpunkt der Wahl verhindert sind, ihre Stimme persön-
lich abzugeben, können ihr Wahlrecht im Wege der Briefwahl ausüben. 
(1a) Der Wahlvorstand kann beschließen, dass Wahlberechtigten, die im Zeitpunkt 
der Wahl räumlich weit vom Wahlort entfernt tätig sind oder aufgrund der Eigenart ih-
res Beschäftigungsverhältnisses nicht am Wahlort anwesend sein können, die Brief-
wahlunterlagen zur Verfügung gestellt werden, ohne dass es eines Verlangens der 
Wahlberechtigten bedarf. 
(1b) 1 Der Wahlvorstand kann während der bestehenden Corona-Pandemie und der 
daraus resultierenden Einschränkungen bis zum 30. Juni 2021 bestimmen, ob und 
inwieweit eine Briefwahl durchgeführt wird. 2 Dabei kann der Wahlvorstand entschei-
den, dass die Wahl ausschließlich als Briefwahl durchgeführt wird. 
( 2 ) 1 Für die Briefwahl hat der Wahlvorstand auf Antrag 

a. den Stimmzettel, 
b. einen neutralen Wahlumschlag und 
c. soweit notwendig einen größeren Freiumschlag, der die Anschrift des Wahl-

vorstandes und den Vermerk »Schriftliche Stimmabgabe« trägt, auszuhändi-
gen oder zu übersenden. 

2 Der Antrag muss dem Wahlvorstand einen Tag vor der Wahl vorliegen. 3 Wer den 
Antrag für einen anderen Wahlberechtigten stellt, muss nachweisen, dass er dazu 
berechtigt ist. 4 Eine Ablehnung ist dem Antragsteller unverzüglich mitzuteilen. 
( 3 ) Im Wege der Briefwahl abgegebene Stimmen können nur berücksichtigt werden, 
wenn sie bis zum Abschluss der Stimmabgabe beim Wahlvorstand eingegangen 
sind. 
( 4 ) 1 Der Wahlvorstand sammelt die eingehenden Wahlbriefe und bewahrt sie bis 
zum Abschluss der Stimmabgabe gesondert auf. 2 Er vermerkt die Stimmabgabe in 
der Liste der Wahlberechtigten, in der auch die Aushändigung des Wahlbriefes zu 
vermerken ist. 3 Nach Abschluss der Stimmabgabe öffnet der Wahlvorstand alle bis 
dahin vorliegenden Wahlbriefumschläge, entnimmt ihnen die Wahlumschläge und 
legt diese in die Wahlurne. 
( 5 ) 1 Ein Wahlbrief ist ungültig, wenn er erst nach Abschluss der Stimmabgabe ein-
gegangen ist. 2 Ein ungültiger Wahlbrief ist ungeöffnet samt seinem Inhalt auszuson-
dern und zu den Wahlunterlagen zu nehmen. 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://www.kirchenrecht-ekd.de/document/28404#s00000017
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Checkliste MAV-Wahl in Corona-Zeiten (befristet bis 30.06.2021) 
Variante: Ausschließliche Briefwahl  
 
Bis 30.06.2021 findet das vereinfachte Wahlverfahren nur mehr in Dienststellen mit 
maximal 15 Mitarbeitenden statt. In Dienststellen mit mehr als 15 Mitarbeitenden ist 
das reguläre Wahlverfahren mit coronabedingten Besonderheiten durchzuführen,  
§ 1 Absatz 1a WahlO-MVG. 
 
Es gelten folgende Besonderheiten: 
 
Es besteht eine MAV: 
Die amtierende MAV bestimmt den Wahlvorstand, § 2 Absatz 1b Satz 1 WahlO-MVG 
 
Es besteht keine MAV: 
Die Dienststellenleitung bestimmt im Einvernehmen mit dem Gesamtausschuss Dia-
konie drei Wahlvorstandsmitglieder und drei Stellvertretungen, § 2 Absatz 1b Satz 2 
WahlO-MVG. 
 
Wahltermin: Der Wahlvorstand legt den Zeitpunkt der Wahl fest, maximal drei Mo-
nate nach Bildung des Wahlvorstands, § 5 Absatz 1 Satz 1 WahlO-MVG. 
 
Spätestens fünf Wochen vor dem Wahltermin erlässt der Wahlvorstand das Wahl-
ausschreiben (= Einladung). Es ist auszuhängen oder in ansonsten geeigneter Form 
bekannt zu geben, § 5 Absatz 1 Satz 2 WahlO-MVG. 
 
Das Wahlausschreiben (= Einladung) muss enthalten (§ 5 Abs. 2 WahlO-MVG): 
 
- Hinweis, dass es sich um das ausnahmsweise für die Zeit der Pandemie geregelte 
Wahlverfahren handelt: ausschließliche Briefwahl, § 9 Absatz 1b WahlO-MVG 
 
- Ort und Tag des Erlasses 
 
- Ort, Tag und Zeit des Wahltermins 
 
- Ort und Zeit des Aushangs oder der sonstigen Bekanntgabe der Listen der Wahlbe-
rechtigten und Wählbaren (§§ 9, 10 MVG-EKD, 4 Absatz 1 WahlO-MVG) zur Ein-
sichtnahme 
 
- Hinweis, dass Einsprüche gegen die Listen bis zum Beginn der Wahlhandlung (= 
Versand der Briefwahlunterlagen, § 4 Absatz 2 Satz 4 WahlO-MVG) schriftlich und 
begründet beim Wahlvorstand eingelegt werden können, § 4 Abs. 2 WahlO-MVG 

Anm.: Der Wahlvorstand entscheidet bis spätestens zum Ende der Wahlhand-
lung über den Einspruch; die Entscheidung ist abschließend, § 4 Absatz 2 
WahlO-MVG 
 

- Hinweis, dass Wahlvorschläge bis zu drei Wochen nach Bekanntgabe eingereicht 
werden können, § 6 WahlO-MVG. Der Wahlvorschlag muss von drei 
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Wahlberechtigten in Textform (§ 126b BGB: FAX, E-Mail) eingereicht werden (Aus-
nahme: es genügt die Unterschrift eines Wahlberechtigten, wenn die Einrichtung we-
niger als 50 Mitarbeitende hat).  
 
Hinweis, dass mehr Personen vorgeschlagen werden sollen als Mitglieder in die MAV 
zu wählen sind, § 5 Absatz 3 WahlO-MVG. 
 
- Die Zahl der zu wählenden MAV-Mitglieder (§ 8 Abs. 1 MVG-EKD) 
 
-Voraussetzungen und das Verfahren für die Briefwahl, § 9 WahlO-MVG 
 
Der Wahlvorstand erstellt die Liste der Wahlberechtigten und der wählbaren Mitarbei-
tenden. Die Dienststellenleitung leistet hierbei Amtshilfe, § 4 Absatz 3 WahlO-MVG.  
 
Die Listen sind mindestens vier Wochen vor dem Wahltermin bekannt zu geben. Der 
Wahlvorstand aktualisiert die Listen laufend bis zum Beginn der Wahlhandlung, § 4 
Absatz 1 WahlO-MVG. 
 
Der Wahlvorstand versendet die Wahlunterlagen nach Ablauf der Drei-Wochen-Frist 
für den Eingang der Wahlvorschläge. 
 
Der Wahlvorstand sammelt die eingehenden Wahlbriefe und bewahrt sie bis zum Ab-
schluss der Stimmabgabe auf, § 9 Absatz 2 Satz 1 WahlO-MVG.  
Der Wahlvorstand vermerkt die Ausgabe und den Eingang des Wahlbriefes, § 9 Ab-
satz 4 Satz 2 WahlO-MVG. 
Nach Abschluss der Stimmabgabe werden die Wahlumschläge  
 
Die Auszählung erfolgt öffentlich, § 10 Absatz 1 WahlO-MVG. 
 
Bekanntgabe des Wahlergebnisses, § 11 WahlO-MVG 
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Fall 5: 
 
Die zum Dekanat Großhimmelreich gehörende Kirchengemeinde Sichregen-
bringtsegen hat eine dreigruppige Kindertagesstätte. Die Kinder dürfen sich 
aufgrund behördlicher Auflagen nicht frei zwischen den Gruppen bewegen; die 
Gruppen sind getrennt. Die Erzieherin, die in der Zebra-Gruppe gearbeitet hat, 
ist an Corona erkrankt. Das Gesundheitsamt verfügt Quarantäne für die er-
krankte Erzieherin und für die Kinderpflegerin, die in der Zebra-Gruppe arbei-
tet. Die Kinderpflegerin ist symptomfrei; der Test ist negativ. Pfarrerin Anna 
Achtsam möchte die gesamte Einrichtung schließen und alle Mitarbeitenden 
nach Hause schicken. Sie geht davon aus, dass die Mitarbeitenden ihre Über-
stunden abbauen, Urlaub nehmen oder Minusstunden aufbauen. 
Die Erzieherin der Giraffen-Gruppe ruft bei der MAV-Vorsitzenden Mara Munter 
an und fragt, ob die Pfarrerin das machen darf. 
 
Behördlich angeordnete Quarantäne: 
Die corona-positiv getestete Erzieherin ist arbeitsunfähig erkrankt und bekommt 
Lohnfortzahlung nach dem Entgeltfortzahlungsgesetz, § 3 Entgeltfortzahlungsgesetz 
(EntgFZG), danach Krankengeld. Falls sie keine Symptome zeigt, gilt für sie das-
selbe wie für Personen der Kontaktgruppe I. 
 
Die Kinderpflegerin der Zebra-Gruppe gehört der Kontaktgruppe I (= direkter Kon-
takt mit der erkrankten Erzieherin) an. Sie erhält sechs Wochen ihren Lohn in voller 
Höhe und danach in Höhe des Krankengeldes, nach § 56 Absätze 1 und 2 Infekti-
onsschutzgesetz (IfSG). Der Dienstgeber zahlt den Lohn die ersten sechs Wochen 
aus und erhält diesen von der zuständigen Behörde (Bezirksregierung) erstattet. Ab 
der siebten Woche muss die Kinderpflegerin den Antrag direkt an die zuständige Be-
hörde (Bezirksregierung, z. B. Regierung von Oberbayern) stellen, § 56 Absatz 5 
IFSG). 
 
Alle anderen Mitarbeitenden (= Kontaktgruppe II) erhalten kein Entgelt nach dem In-
fektionsschutzgesetz. Sie dürfen/müssen arbeiten. Die Arbeitspflicht besteht. Wenn 
die Dienstgeberin, Pfarrerin Anna Achtsam, diese Mitarbeitenden nach Hause 
schickt, besteht die Lohnzahlungspflicht fort. Denn die Mitarbeitenden bieten ihre Ar-
beit an, die Dienstgeberin nimmt dieses Arbeitsangebot nicht an, sog. Annahmever-
zug des Arbeitgebers, § 615 Satz 1 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB). Nach der Be-
triebsrisikolehre hat die Dienstgeberin die Gefahr der Betriebsschließung zu tragen. 
 
Die Pfarrerin kann die KiTa schließen und von den Mitarbeitenden verlangen, dass 
Arbeiten erledigt werden (z. B. Schreiben von Berichten). Die Arbeiten müssen ein-
gruppierungskonform sein. D. h., es müssen nur solche Arbeiten erledigt werden, die 
zum Tätigkeitsprofil gehören. Andere Arbeiten können gemacht werden, wenn die 
Mitarbeitenden damit einverstanden sind. Zum Thema „Homeoffice“, s. Fall 6. 
 
Ohne Dienstvereinbarung nach § 19 Dienstvertragsordnung (DiVO): 
Der Abbau von Überstunden bzw. Aufbau von Minusstunden oder die Anordnung 
von Urlaub kann nur mit Zustimmung der MAV erfolgen, §§ 40 Buchstaben d und e 
MVG-EKD. Ohne Zustimmung der MAV ist dies unwirksam, § 38 Absatz 1 MVG-
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EKD. Das bedeutet, dass die Mitarbeitenden gegen ihren Willen keine Lohneinbußen 
haben und nicht in Urlaub geschickt werden können.  
 
Werden dennoch Minusstunden angerechnet und damit weniger Lohn ausbezahlt, 
muss jede MitarbeiterIn den Anspruch auf volle Lohnzahlung selbst durchsetzen. Die 
MAV kann nur auf die zwölfmonatige Ausschlussfrist der §§ 37 Absatz 1 TV-L, 41 
DiVO hinweisen. 
 
Mit Dienstvereinbarung nach § 19 DiVO: 
Maximal 30 Minusstunden, § 19 Absatz 5 DiVO.  
 
Variante: Alle Mitarbeitenden, die nicht in behördlich angeordneter Quarantäne 
sind, gehören verschiedenen Risikogruppen an. Pfarrerin Anna Achtsam 
möchte eine Notgruppe aufrechterhalten, im Übrigen die Einrichtung schließen.  
Risikogruppen nach Robert-Koch-Institut: 
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Risikogruppen.html 
 
Als Dienstgeberin hat Pfarrerin Anna Achtsam die Fürsorgepflicht gegenüber allen 
Mitarbeitenden. Die Auswahl, welche MitarbeiterInnen die Notgruppe betreuen sol-
len, hat nach billigem Ermessen zu erfolgen. Mitarbeitende, die einer Risikogruppe 
angehören, sind ebenso arbeitspflichtig wie Mitarbeitende, die keiner Risikogruppe 
angehören. D. h.: ohne Attest, das die volle oder teilweise Arbeitsunfähigkeit be-
scheinigt, können die Mitarbeitenden, die einer Risikogruppe angehören, eingesetzt 
werden. 
Gehören alle oder mehrere Mitarbeitende einer Risikogruppe an, kann die die MAV 
nach §§ 47 Absatz 1, 40 Buchstabe b MVG-EKD initiativ werden und mit Pfarrerin 
Anna Achtsam eine Liste ausarbeiten, welche MitarbeiterIn wann eingesetzt wird (z. 
B. Hierarchie nach Schwere der Erkrankung oder rollierendes System). 
Für jeden Arbeitsplatz ist eine Gefährdungsbeurteilung zu erstellen, § 5 Arbeits-
schutzgesetz. Nach der Arbeitsschutzregel zum SARS-CoV-19-2 Arbeitsschutzstan-
dard ist jede Gefährdungsbeurteilung im Hinblick auf die Gefahr durch die Corona-
Pandemie anzupassen. Die MAV kann wegen ihres Kontrollrechts aus § 35 Absatz 3 
Buchstabe b MVG-EKD den Dienstgeber auf die Pflicht, Gefährdungsbeurteilungen 
zu erstellen bzw. anzupassen, hinweisen.  
 
Intranet ELKB: 
https://www.arbeitssicherheit-elkb.de/node/5734 
Homepage GA Kirche: 
https://www.gamav-diakonie-bayern.de/index.php/elkb/seite/corona-pandemie 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Risikogruppen.html
https://www.arbeitssicherheit-elkb.de/node/5734
https://www.gamav-diakonie-bayern.de/index.php/elkb/seite/corona-pandemie
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Gesetz zur Verhütung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim Men-
schen (Infektionsschutzgesetz - IfSG), zuletzt geändert 18.11.2020, in Kraft ab 
19.11.2020 
§ 56 Entschädigung 

(1) Wer auf Grund dieses Gesetzes als Ausscheider, Ansteckungsverdächtiger, 
Krankheitsverdächtiger oder als sonstiger Träger von Krankheitserregern im Sinne 
von § 31 Satz 2 Verboten in der Ausübung seiner bisherigen Erwerbstätigkeit unter-
liegt oder unterworfen wird und dadurch einen Verdienstausfall erleidet, erhält eine 
Entschädigung in Geld. Das Gleiche gilt für Personen, die als Ausscheider, Anste-
ckungsverdächtige oder Krankheitsverdächtige abgesondert wurden oder werden, 
bei Ausscheidern jedoch nur, wenn sie andere Schutzmaßnahmen nicht befolgen 
können. Eine Entschädigung nach den Sätzen 1 und 2 erhält nicht, wer durch Inan-
spruchnahme einer Schutzimpfung oder anderen Maßnahme der spezifischen Pro-
phylaxe, die gesetzlich vorgeschrieben ist oder im Bereich des gewöhnlichen Aufent-
haltsorts des Betroffenen öffentlich empfohlen wurde, oder durch Nichtantritt einer 
vermeidbaren Reise in ein bereits zum Zeitpunkt der Abreise eingestuftes Risikoge-
biet ein Verbot in der Ausübung seiner bisherigen Tätigkeit oder eine Absonderung 
hätte vermeiden können. Eine Reise ist im Sinne des Satzes 3 vermeidbar, wenn 
zum Zeitpunkt der Abreise keine zwingenden und unaufschiebbaren Gründe für die 
Reise vorlagen. 
(1a) Eine erwerbstätige Person erhält eine Entschädigung in Geld, wenn  
1.Einrichtungen zur Betreuung von Kindern, Schulen oder Einrichtungen für Men-
schen mit Behinderungen von der zuständigen Behörde zur Verhinderung der Ver-
breitung von Infektionen oder übertragbaren Krankheiten auf Grund dieses Gesetzes 
vorübergehend geschlossen werden oder deren Betreten, auch aufgrund einer Ab-
sonderung, untersagt wird, 
2.die erwerbstätige Person ihr Kind, das das zwölfte Lebensjahr noch nicht vollendet 
hat oder behindert und auf Hilfe angewiesen ist, in diesem Zeitraum selbst beaufsich-
tigt, betreut oder pflegt, weil sie keine anderweitige zumutbare Betreuungsmöglich-
keit sicherstellen kann, und 
3.die erwerbstätige Person dadurch einen Verdienstausfall erleidet. 
Anspruchsberechtigte haben gegenüber der zuständigen Behörde, auf Verlangen 
des Arbeitgebers auch diesem gegenüber, darzulegen, dass sie in diesem Zeitraum 
keine zumutbare Betreuungsmöglichkeit für das Kind sicherstellen können. Ein An-
spruch besteht nicht, soweit eine Schließung ohnehin wegen der Schul- oder Be-
triebsferien erfolgen würde. Im Fall, dass das Kind in Vollzeitpflege nach § 33 des 
Achten Buches Sozialgesetzbuch in den Haushalt aufgenommen wurde, steht der 
Anspruch auf Entschädigung den Pflegeeltern zu. 
(2) Die Entschädigung bemisst sich nach dem Verdienstausfall. Für die ersten sechs 
Wochen wird sie in Höhe des Verdienstausfalls gewährt. Vom Beginn der siebenten 
Woche an wird sie in Höhe des Krankengeldes nach § 47 Abs. 1 des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch gewährt, soweit der Verdienstausfall die für die gesetzliche Kran-
kenversicherungspflicht maßgebende Jahresarbeitsentgeltgrenze nicht übersteigt. Im 
Fall des Absatzes 1a wird die Entschädigung abweichend von den Sätzen 2 und 3 in 
Höhe von 67 Prozent des der erwerbstätigen Person entstandenen Verdienstausfalls 
für jede erwerbstätige Person für längstens zehn Wochen gewährt, für eine erwerbs-
tätige Person, die ihr Kind allein beaufsichtigt, betreut oder pflegt, längstens für 20 
Wochen; für einen vollen Monat wird höchstens ein Betrag von 2 016 Euro gewährt. 
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(3) Als Verdienstausfall gilt das Arbeitsentgelt (§ 14 des Vierten Buches Sozialge-
setzbuch), das dem Arbeitnehmer bei der für ihn maßgebenden regelmäßigen Ar-
beitszeit nach Abzug der Steuern und der Beiträge zur Sozialversicherung und zur 
Arbeitsförderung oder entsprechenden Aufwendungen zur sozialen Sicherung in an-
gemessenem Umfang zusteht (Netto-Arbeitsentgelt). Der Betrag erhöht sich um das 
Kurzarbeitergeld und um das Zuschuss-Wintergeld, auf das der Arbeitnehmer An-
spruch hätte, wenn er nicht aus den in Absatz 1 genannten Gründen an der Arbeits-
leistung verhindert wäre. Verbleibt dem Arbeitnehmer nach Einstellung der verbote-
nen Tätigkeit oder bei Absonderung ein Teil des bisherigen Arbeitsentgelts, so gilt als 
Verdienstausfall der Unterschiedsbetrag zwischen dem in Satz 1 genannten Netto-
Arbeitsentgelt und dem in dem auf die Einstellung der verbotenen Tätigkeit oder der 
Absonderung folgenden Kalendermonat erzielten Netto-Arbeitsentgelt aus dem bis-
herigen Arbeitsverhältnis. Die Sätze 1 und 3 gelten für die Berechnung des Ver-
dienstausfalls bei den in Heimarbeit Beschäftigten und bei Selbständigen entspre-
chend mit der Maßgabe, dass bei den in Heimarbeit Beschäftigten das im Durch-
schnitt des letzten Jahres vor Einstellung der verbotenen Tätigkeit oder vor der Ab-
sonderung verdiente monatliche Arbeitsentgelt und bei Selbständigen ein Zwölftel 
des Arbeitseinkommens (§ 15 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch) aus der ent-
schädigungspflichtigen Tätigkeit zugrunde zu legen ist. 
(4) Bei einer Existenzgefährdung können den Entschädigungsberechtigten die wäh-
rend der Verdienstausfallzeiten entstehenden Mehraufwendungen auf Antrag in an-
gemessenem Umfang von der zuständigen Behörde erstattet werden. Selbständige, 
deren Betrieb oder Praxis während der Dauer einer Maßnahme nach Absatz 1 ruht, 
erhalten neben der Entschädigung nach den Absätzen 2 und 3 auf Antrag von der 
zuständigen Behörde Ersatz der in dieser Zeit weiterlaufenden nicht gedeckten Be-
triebsausgaben in angemessenem Umfang. 
(5) Bei Arbeitnehmern hat der Arbeitgeber für die Dauer des Arbeitsverhältnisses, 
längstens für sechs Wochen, die Entschädigung für die zuständige Behörde auszu-
zahlen. Die ausgezahlten Beträge werden dem Arbeitgeber auf Antrag von der zu-
ständigen Behörde erstattet. Im Übrigen wird die Entschädigung von der zuständigen 
Behörde auf Antrag gewährt. 
(6) Bei Arbeitnehmern richtet sich die Fälligkeit der Entschädigungsleistungen nach 
der Fälligkeit des aus der bisherigen Tätigkeit erzielten Arbeitsentgelts. Bei sonstigen 
Entschädigungsberechtigten ist die Entschädigung jeweils zum Ersten eines Monats 
für den abgelaufenen Monat zu gewähren. 
(7) Wird der Entschädigungsberechtigte arbeitsunfähig, so bleibt der Entschädi-
gungsanspruch in Höhe des Betrages, der bei Eintritt der Arbeitsunfähigkeit an den 
Berechtigten auszuzahlen war, bestehen. Ansprüche, die Entschädigungsberechtig-
ten wegen des durch die Arbeitsunfähigkeit bedingten Verdienstausfalls auf Grund 
anderer gesetzlicher Vorschriften oder eines privaten Versicherungsverhältnisses zu-
stehen, gehen insoweit auf das entschädigungspflichtige Land über. 
(8) Auf die Entschädigung sind anzurechnen  
1.Zuschüsse des Arbeitgebers, soweit sie zusammen mit der Entschädigung den tat-
sächlichen Verdienstausfall übersteigen, 
2.das Netto-Arbeitsentgelt und das Arbeitseinkommen nach Absatz 3 aus einer Tätig-
keit, die als Ersatz der verbotenen Tätigkeit ausgeübt wird, soweit es zusammen mit 
der Entschädigung den tatsächlichen Verdienstausfall übersteigt, 
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3.der Wert desjenigen, das der Entschädigungsberechtigte durch Ausübung einer 
anderen als der verbotenen Tätigkeit zu erwerben böswillig unterlässt, soweit es zu-
sammen mit der Entschädigung den tatsächlichen Verdienstausfall übersteigt, 
4.das Arbeitslosengeld in der Höhe, in der diese Leistung dem Entschädigungsbe-
rechtigten ohne Anwendung der Vorschriften über das Ruhen des Anspruchs auf Ar-
beitslosengeld bei Sperrzeit nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch sowie des § 66 
des Ersten Buches Sozialgesetzbuch in der jeweils geltenden Fassung hätten ge-
währt werden müssen. 
Liegen die Voraussetzungen für eine Anrechnung sowohl nach Nummer 3 als auch 
nach Nummer 4 vor, so ist der höhere Betrag anzurechnen. 
(9) Der Anspruch auf Entschädigung geht insoweit, als dem Entschädigungsberech-
tigten Arbeitslosengeld oder Kurzarbeitergeld für die gleiche Zeit zu gewähren ist, auf 
die Bundesagentur für Arbeit über. 
(10) Ein auf anderen gesetzlichen Vorschriften beruhender Anspruch auf Ersatz des 
Verdienstausfalls, der dem Entschädigungsberechtigten durch das Verbot der Aus-
übung seiner Erwerbstätigkeit oder durch die Absonderung erwachsen ist, geht inso-
weit auf das zur Gewährung der Entschädigung verpflichtete Land über, als dieses 
dem Entschädigungsberechtigten nach diesem Gesetz Leistungen zu gewähren hat. 
(11) Die Anträge nach Absatz 5 sind innerhalb einer Frist von zwölf Monaten nach 
Einstellung der verbotenen Tätigkeit, dem Ende der Absonderung oder nach dem 
Ende der vorübergehenden Schließung oder der Untersagung des Betretens nach 
Absatz 1a Satz 1 bei der zuständigen Behörde zu stellen. Dem Antrag ist von Arbeit-
nehmern eine Bescheinigung des Arbeitgebers und von den in Heimarbeit Beschäf-
tigten eine Bescheinigung des Auftraggebers über die Höhe des in dem nach Absatz 
3 für sie maßgeblichen Zeitraum verdienten Arbeitsentgelts und der gesetzlichen Ab-
züge, von Selbständigen eine Bescheinigung des Finanzamtes über die Höhe des 
letzten beim Finanzamt nachgewiesenen Arbeitseinkommens beizufügen. Ist ein sol-
ches Arbeitseinkommen noch nicht nachgewiesen oder ist ein Unterschiedsbetrag 
nach Absatz 3 zu errechnen, so kann die zuständige Behörde die Vorlage anderer 
oder weiterer Nachweise verlangen. 
(12) Die zuständige Behörde hat auf Antrag dem Arbeitgeber einen Vorschuss in der 
voraussichtlichen Höhe des Erstattungsbetrages, den in Heimarbeit Beschäftigten 
und Selbständigen in der voraussichtlichen Höhe der Entschädigung zu gewähren. 
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Fall 6: 
 
Pfarrerin Anna Achtsam schickt angesichts steigender Infektionszahlen die 
Pfarramtssekretärin Elfriede Emsig ab sofort in Homeoffice.  
Elfriede Emsig wendet sich an die MAV-Vorsitzende Mara Munter, und fragt, ob 
sie tatsächlich Homeoffice machen muss. Und wenn ja, wie das denn gehen 
solle – den PC aus dem Büro könne sie nicht mitnehmen und sie selbst besitze 
keinen Laptop. 
 
Auch wenn in der ganzen Kirchengemeinde nur Elfriede Emsig Homeoffice machen 
soll, ist das Mitbestimmungsrecht nach § 40 Buchstabe h MVG-EKD berührt.  
Denn es handelt sich um die Einführung einer neuen Arbeitsmethode, wenn von Bü-
roarbeit in Präsenz auf Homeoffice umgestellt wird. Ohne Zustimmung der MAV kann 
Pfarrerin Anna Achtsam keine MitarbeiterIn in Homeoffice schicken, § 38 Absatz 1 
MVG-EKD.  
Nur wenn die Gemeinsame MAV des Dekanats Großhimmelreich bereits eine 
Dienstvereinbarung „Homeoffice“ abgeschlossen hat, liegt eine Zustimmung im Sinne 
der §§ 40 Buchstabe h, 38 Absatz 1 MVG-EKD vor. Ansonsten muss Pfarrerin Anna 
Achtsam erst einen entsprechenden Antrag bei der MAV stellen. 
 
Selbst wenn die Zustimmung der MAV zur Einführung von Homeoffice vorliegt, kann 
Pfarrerin Anna Achtsam Elfriede Emsig nicht gegen ihren Willen in Homeoffice schi-
cken. Denn die Arbeit in Homeoffice stellt eine Änderung der Vertragsbedingungen 
dar, mit der die Mitarbeiterin einverstanden sein muss.  
Ohne Einverständnis gibt es keine Pflicht, Homeoffice zu leisten. Ebenso wenig gibt 
es derzeit einen Anspruch, in Homeoffice arbeiten zu dürfen.  
 
Erklärt sich Elfriede Emsig damit einverstanden, in Homeoffice zu arbeiten, muss sie 
nicht von sich aus Hard- oder gar Software zur Verfügung stellen. Die Dienstgeberin 
kann nicht verlangen, dass die Mitarbeiterin ihr Eigentum zur Erfüllung arbeitsrechtli-
cher Verpflichtungen nutzt (Stichwort: „BYOD“ – Bring Your Own Device).  
Ebenso ist die Dienstgeberin verpflichtet, darauf zu achten, dass der heimische Ar-
beitsplatz den arbeitsschutzrechtlichen Vorschriften entspricht. Es empfiehlt sich, 
diese Aspekte in einer Dienstvereinbarung „Homeoffice“ zu regeln. Denn ansonsten 
muss dies die einzelne MitarbeiterIn mit der Dienstgerbseite individuell aushandeln. 
 
Muster-Dienstvereinbarung zur Telearbeit: 
https://gamav-kirche-bayern.de/elkb/seite/muster-dienstvereinbarungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
Stand 03.12.2020 
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